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des Abgeordneten Markus Wagner   AfD 
Drucksache 18/19622 
 
 
Kempen: Ehemann fügt seiner Frau vor dem gemeinsamen Kind lebensgefährliche  
Verletzungen zu – Was war der Auslöser? – Nachfrage 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Mit Antwort der Landesregierung vom 18. Dezember 2025, Drucksache 18/17150, auf meine 
Kleine Anfrage vom 24. November 2025, Drucksache 18/16779, wurde  
 
Frage 2 
 

„Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über den Tatverdächtigen bekannt?“1 
 
unter anderem wie folgt beantwortet: 
 

„Der Beschuldigte ist im Vorfeld des gegenständlichen Sachverhaltes wegen des 
Verdachts der Begehung der nachfolgenden Straftaten polizeilich in Erscheinung 
getreten: 
 
• in drei Fällen wegen Verstoßes gegen das Betäubungsmittelgesetz 
• in einem Fall wegen versuchten Totschlags“2 

 
Auf Frage 4 
 

„Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügt der Tatverdächtige? (Bitte 
Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.)“3 

 
antwortete die Landesregierung: 
 

„Dem in der Antwort auf die Frage 1 genannten Bericht zufolge ist der Beschuldigte 
marokkanischer Staatsangehöriger.“4 

 

 
1 Antwort der Landesregierung vom 12. Dezember 2025, Drucksache 18/16985. 
2 Ebenda. 
3 Ebenda. 
4 Ebenda. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20497 

 
 

2 

Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8133 mit Schreiben vom 10. Juli 2026  
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern und der Ministerin 
für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration beantwortet. 
 
 
1. Von wann bis wann haben die vier Ermittlungsverfahren gegen den Tatverdächti-

gen jeweils stattgefunden? 
 
2. Mit welchem Ergebnis endeten diese Ermittlungsverfahren jeweils? 
 
Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
 
Von einer Aufschlüsselung der Dauer der Ermittlungsverfahren wird unter Abwägung des par-
lamentarischen Informationsinteresses mit dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht des Be-
schuldigten, insbesondere auch im Hinblick auf das Resozialisierungsgebot und die Un-
schuldsvermutung abgesehen. Dem parlamentarischen Informationsinteresse, das nicht der 
konkreten Strafverfolgung einzelner Personen gilt, wird durch die weiteren Angaben zum 
Sachstand sowie die allgemeinen Angaben zu Vorstrafen und polizeilichen Erkenntnissen in 
der Antwort auf die Kleine Anfrage 6807 (LT-Drs. 18/17150) entsprochen. 
 
 
3. Auf welchem Einreiseweg gelangte der Tatverdächtige nach Deutschland? 
 
Hier liegt die Zuständigkeit beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF). 
 
 
4. Seit wann befindet sich der Tatverdächtige in Deutschland? 
 
Der Tatverdächtige reiste im Januar 2002 ins Bundesgebiet ein und hält sich seitdem im Bun-
desgebiet auf. 
 
 
5. Wann wurden gegen den Tatverdächtigen jeweils aufenthaltsbeendende Maßnah-

men eingeleitet? (Bitte chronologisch auflisten.) 
 
Bislang wurden keine aufenthaltsbeendenden Maßnahmen eingeleitet. Nach Bewertung der 
zuständigen Ausländerbehörde kommt eine Ausweisung des Betroffenen derzeit nicht in 
Betracht, weil es an einer strafrechtlichen Verurteilung fehle. Zudem ist der Tatverdächtige seit 
Juli 2006 im Besitz einer Niederlassungserlaubnis, so dass weiterhin ein besonders 
schwerwiegendes Bleibeinteresse nach § 55 Abs. 1 Nr. 1 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) zu 
berücksichtigen wäre. 
 


